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reicht nicht, lediglich das re-
lativ leicht meßbare und des-
halb als Leitnuklid gewählte 
Radiocäsium zu betrachten.
● Die gesundheitlichen Fol-
gen beschränken sich nicht auf 
Erkrankungen und Krebs der 
Schilddrüse. Wegen der grö-
ßeren Einwohnerzahl ist in 
Westeuropa mit mehr Ge-
sundheitsschäden durch die 
Reaktorkatastrophe zu rech-
nen, als in den Ländern nahe 
Tschernobyl, obwohl die 

durchschnittlich erhaltene 
Strahlendosis des Einzelnen 
bei uns viel niedriger ist als 
dort. Wen es trifft, den trifft es 
voll. Um so aufmerksamer 
sollten wir die Berichte über 
das Ausmaß und die Vielfalt 
der gesundheitlichen Schäden 
in der Ukraine, in Weißruß-
land und in Rußland verfol-
gen.

Schlußfolgerung

In der Folge der Reaktorkata-

strophe vor 20 Jahren hat sich 
in der Wahrnehmung und Be-
handlung von Radioaktivität 
ein Wandel vollzogen. In den 
Interessenkonflikten um den 
Atomausstieg hat das dazu ge-
führt, daß der Strahlenschutz 
in Deutschland abgeschwächt 
wurde, sogar über das von der 
EU geforderte Maß hinaus. 
Eine ökonomische Deckelung 
wurde eingeführt und der 
Grundsatz des Minimierungs-
gebots aufgegeben. Wir gehen 

tatsächlich heute nicht vor-
sichtiger, sondern nachlässiger 
mit der Radioaktivität um. 
Dem Fatalismus aber sollte 
nicht nachgegeben werden, 
denn die gesundheitlichen 
Folgeschäden sind größer als 
gerne behauptet.
Vortrag am 26. April 2006 in der 
Fachhochschule Fulda, Fachbe-
reich Oecotrophologie, Bioche-
mie und Analytik, anläßlich der 
Veranstaltung 20. Jahrestag 
Tschernobyl. 

Tschernobyl-Folgen

Streit um 
Tschernobyl-
Opferzahlen
„Den Behörden nicht ver-
trauen“

Nach Auffassung der atom-
kritischen Ärzteorganisation 
IPPNW kann der Streit um die 
Opfer der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl beigelegt 
werden, wenn die zuständigen 
staatlichen oder staatsnahen 
Behörden und wissenschaftli-
chen Fachgremien dazu über-
gehen, seriöse und öffentlich 
nachvollziehbare wissen-
schaftliche Fakten zu veröf-
fentlichen. „Wir brauchen den 
makaberen Streit um die 
Tschernobyl-Opfer nicht“, er-
klärte der IPPNW-Atomex-
perte Henrik Paulitz am 26. 
April 2006 anläßlich des 20. 
Jahrestages der Atomkatastro-
phe. „Es würde uns vollstän-
dig genügen, wenn die zu-
ständigen Behörden und die 
offiziellen Organisationen 
damit aufhören würden, ihre 
eigenen Zahlen zu manipulie-
ren und die Öffentlichkeit zu 
täuschen.“ Die Internationale 
Atomenergie Organisation 
IAEO und die Weltgesund-
heitsorganisation WHO haben 
sich nach Auffassung der 
IPPNW mit ihrer Vorgehens-
weise selbst ins Abseits ge-
stellt. 

„Entgegen so mancher Er-
wartungshaltung und entgegen 

dem öffentlichen Eindruck 
haben die IPPNW und auch 
andere atomkritische Organi-
sationen den offenkundig fal-
schen Zahlen von IAEO und 
WHO keine vermeintlich 
richtigen Zahlen entgegenge-
setzt. Das haben wir in unserer 
Studie auch sehr deutlich ge-
macht und auf die zahlreichen 
methodischen Schwierigkeiten 
hingewiesen“, erklärte Paulitz. 
„Anhand von wissenschaftli-
chen Arbeiten haben wir al-
lerdings aufgezeigt, mit wel-
chen Größenordnungen man 
es zu tun hat und mit welchen 
Gesundheitsfolgen wir uns be-
fassen müssen.“ 

Nach Auffassung der Ärzteor-
ganisation gibt es ein durch-
aus berechtigtes Interesse der 
Öffentlichkeit, über die Di-
mensionen der Tschernobyl-
Folgen informiert zu werden, 
um Lehren für das zukünftige 
Handeln ziehen zu können. 
Immerhin müsse man ange-
sichts der wesentlich höheren 
Bevölkerungsdichte in 
Deutschland damit rechnen, 
daß nach einem Super-GAU 
etwa im Atomkraftwerk Biblis 
möglicherweise die 10-fache 
Opferzahl zu beklagen wäre.

„Es stellt sich aber auch gene-
rell die Frage nach den Ent-
scheidungsgrundlagen der Po-
litik“, so Paulitz. „Politische 
Richtungsentscheidungen mit 
sehr weitreichenden Auswir-
kungen für die Bevölkerung 
basieren sehr häufig auf wis-
senschaftlichen Einschätzun-
gen. Wir können den Vorgang 
nicht einfach so hinnehmen, 
daß internationale Organisa-

tionen wie die IAEO und die 
WHO der Öffentlichkeit For-
schungsergebnisse bewußt 
vorenthalten und der Politik 
falsche Entscheidungsgrund-
lagen liefern. Hier müssen 
Konsequenzen gezogen wer-
den. Wir kennen das Problem 
auch vom deutschen Bundes-
amt für Strahlenschutz. Jah-
relang dementierte die Be-
hörde, daß es erhöhte Kinder-
krebsraten in der Nahumge-
bung von deutschen Atom-
kraftwerken gibt. Erst auf 
Druck der IPPNW überprüfte 
das Bundesamt schließlich die 
Forschungsergebnisse des 
Umweltinstituts München und 
bestätigte diese.“ 

Auch die Diskussion um einen 
zweiten Tschernobyl-Sarko-
phag zeigt nach Ansicht der 
IPPNW, wie wichtig eine se-
riöse wissenschaftliche For-
schung ist. So gebe es ernst zu 
nehmende wissenschaftliche 
Hinweise darauf, daß das ra-
dioaktive Inventar des Kata-
strophenreaktors während des

Mit aller Macht und alter 
Propaganda versucht die 
Atomlobby wieder die 
nukleare Karte auszu-
spielen: Ressourcenver-
knappung, Klimaschutz 
und die Rede von „Öl und 
Gas als Waffen im strate-

Unfalls größtenteils freigesetzt 
wurde und von dem Reaktor 
heute praktisch keine Gefahr 
mehr ausgehe. „Statt aber
diese Einschätzung des re-
nommierten Moskauer Kurt-
schatov-Instituts für Atom-
energie ernsthaft zu überprü-
fen, geben die westlichen Re-
gierung lieber Milliarden von 
Steuergeldern für westliche 
Gutachterorganisationen und 
für große Baukonzerne aus, 
die den möglicherweise über-
flüssigen zweiten Sarkophag 
bauen sollen. Für medizini-
sche Hilfsmaßnahmen für die 
Bevölkerung werden hingegen 
fast keine staatlichen Mittel 
zur Verfügung gestellt.“ 

„Die gegenwärtige Politik, 
auch universitäre Forschung 
zunehmend über Drittmittel zu 
finanzieren, wird die Unab-
hängigkeit und Seriosität der 
Wissenschaft nicht erhöhen“, 
so Paulitz. „Inzwischen wer-
den schon Lehrstühle von 
großen Atomkonzernen wie 
E.ON co-finanziert.“ 

Atomwirtschaft

20 Jahre nach Tschernobyl –
und kein bißchen weise

gischen Energiepoker“ 
sollen die Politik zur 
Rückkehr in die Atom-
gläubigkeit bewegen. 
Wissenschaftler halten 
dagegen, erwarten in Eu-
ropa ohnehin einen 
Rückgang der Strompro-


